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Ukraine-Krise Die Fronten in der
Ukraine dürften sich nach An-
sicht von Bundesrätin Karin
Keller-Sutterweiterverhärten. Es
dürfte zu einem langwierigen
Abnützungskrieg im Osten und
Süden derUkraine kommen.Das
sei das momentan wahrschein-
lichste Szenario, sagte die Justiz-
ministerin in einem Interview
mit dem «SonntagsBlick».

Sorgen bereite ihr aber ein
weiteres Szenario. So könnte
sich die Situation in der Ukraine
imWinter drastisch verschlech-
tern, falls die Energie- und
Lebensmittelversorgung nicht
mehr gewährleistet sei. Es gebe
6,3 MillionenVertriebene inner-
halb der Ukraine, die unter
sehr harten Bedingungen leb-
ten. Wenn sie im Winter nicht
heizen könnten und das Essen
knapp werde, könnten auch
dieseMenschen in einwesteuro-
päisches Land flüchten. Sollten
sich die Kampfhandlungen auf
die ganze Ukraine ausdehnen,
könnte dies zu noch grösseren
Flüchtlingsströmen führen.Die-
ses Szenario erachte sie jedoch
zurzeit als unwahrscheinlich.

In der Schweiz gehen derzeit
die Gesuche für den S-Status
zurück. «Wir bearbeitenmomen-
tan noch rund 100 Gesuche pro
Tag», sagte die Bundesrätin.
Zeitweise seien es 1800 gewesen.
In der Schweiz hätten bisher
58’391 Flüchtende den Schutz-
status S beantragt. Es sei schwie-
rig, zu quantifizieren, wie viele
Menschen zurückkehrten. (sda)

Karin Keller-Sutter
rechnet mit einem
Abnützungskrieg

EDA Das Eidgenössische Depar
tement fürauswärtigeAngelegen-
heiten (EDA) ist in den vergan
genen Wochen von Hackern an-
gegriffenworden.Diese stammen
laut dem «SonntagsBlick» aus
Russland.DerNachrichtendienst
des Bundes (NDB) bestätigt dies
allerdings nicht: Das Nationale
ZentrumfürCybersicherheit habe
«keinegezieltenCyberangriffe (...)
beobachtet, die eindeutig mit
demKontext desKonflikts inVer-
bindung gebracht werden konn-
ten», so derNDBaufAnfrage.Der
«SonntagsBlick» hatte berichtet,
prorussische Hacker hätten das
EDAmithilfe von Phishing-Mails
attackiert. Das gehe aus einem
vertraulichen NDB-Lagebericht
hervor. Aus Sicherheitsgründen
gibt das EDA keine Details zu
den Angriffen bekannt. (sda)

Hackerangriffe:
Ursprung unklar

Energie Im Tessin soll ab 2025
Erdgas gefördert werden. Eine
Investorengruppe hat ihr Inter-
esse angemeldet, ein altes Pro-
jekt zu reanimieren. In diesen
Tagen wird eine unabhängige
Taskforce gebildet. Wenn alles
rundlaufe und die Behörden
das Projekt unterstützten,könnte
Ende 2025 in der Schweizwieder
Erdgas gefördert werden, zitiert
die «SonntagsZeitung» den pen
sionierten Unternehmer Pietro
Oesch, einen Pionier der Gas
exploration imTessin.Vor Jahren
wurden dort vielversprechende
seismischeMessungen durchge-
führt.Wegen der hohenGasprei-
se könnte das Geschäft nun im
Gegensatz zu damals rentabel
betrieben werden. (sda)

Erdgas-Projekt
wird konkret

Diana Hoche arbeitet zurzeit als Klassenassistentin in Illnau-Effretikon. Sie möchte in Zukunft unterrichten und beginnt im Januar die Ausbildung als Quereinsteigerin. Foto: Urs Jaudas

Eveline Rutz und
Alessandra Paone

«Vonwelchen Erlebnissenmöch-
test du berichten?», fragt Diana
Hoche den Schüler neben sich.
«Was soll alles in deine Präsen-
tation?» Die Klassenassistentin
arbeitet an diesemMorgen in ei-
ner fünften Klasse im Schulhaus
Eselriet in Illnau-Effretikon ZH.
Sie unterstützt einzelne Kinder
dabei, einen Vortrag über einen
Ausflug vorzubereiten. Mindes-
tens fünf Folien sind gefragt. Der
Junge, den sie angesprochen hat,
scheint noch etwas unschlüssig.
Auch das PC-Programmbereitet
ihmMühe.Andere Schülerinnen
und Schüler tippen dagegen
eifrig auf ihren Tablets.

Hoche ist 39 Jahre alt und
arbeitet seit 2020 als Klassen
assistentin. Als Wirtschafts
informatikerin bewegte sie sich
früher in einem anderen Umfeld,
sie befasste sich mit Logistik
und Controlling. Ihre inzwischen
13-jährige Tochter und der El-
ternverein Illnau hätten ihr In-
teresse an derArbeit mit Kindern
geweckt, sagt sie.

In erster Linie Entlastung
Klassenassistenzenwurden erst-
mals vor rund zehn Jahren ein-
gesetzt. Die Gemeinden rea
gierten damit auf die immer
heterogenerwerdenden Klassen.
Die ursprüngliche Idee war,
Lehrpersonen im Kindergarten
und auf der Primarstufe zu
entlasten – im Klassenzimmer,
aber auch in administrativen
Belangen. PädagogischeVerant-
wortung sollten die Schulhilfen
jedoch nicht übernehmen.

Mit demselben Ziel werden seit
2016 schweizweit auch Zivil-
dienstleistende eingesetzt. Sie
übernehmen ähnlicheAufgaben
wie eine Klassenassistenz, wer-
den allerdings vom Bund auf
geboten und finanziert.

In den letzten Jahren hat die
Nachfrage nach beiden Angebo-
ten stark zugenommen. Bei den
Zivildienstleistenden ist die Zahl
derDiensttage,die auf das Schul-
wesen entfallen, von 4 Prozent
im Jahr 2016 auf 13 Prozent im
Jahr 2021 gestiegen. Auch stellen
immer mehr Schulen Klassen
assistenzen ein; im Kanton
St. Gallen etwa kommen diese in
der grossen Mehrheit aller Ge-
meinden zum Einsatz, wie Bea
Zumwald, Dozentin für Sonder
pädagogik an derPädagogischen
Hochschule St. Gallen, sagt.

Angesichts dieser Entwick-
lung stellt sich die Frage,wie sehr
die Schulenmit demEinsatz von
Klassenhilfen auf den schweiz-
weiten Mangel an Lehrpersonen
reagieren. Oder anders gefragt:
ErsetzenKlassenassistenzen und
Zivildienstleistende die fehlen-
den Lehrerinnen und Lehrer?

Jon Mattmüller leistete bis
Freitag in einer fünften Primar-
klasse im Schulhaus Wasgen-
ring in Basel Zivildienst. Als der

20-Jährige imNovember startete,
war die Corona-Pandemie noch
in vollem Gange. UmWeihnach-
ten fielen mehrere Lehrkräfte
krankheitshalber aus. «Da kam
es schon vor, dass ich für einen
kranken Lehrer einspringen
musste», sagt Mattmüller.

Inzwischen hat sich die Lage
normalisiert. Doch der Mangel
an Lehrpersonen sei nach wie
vor spürbar, sagtMattmüller.Vor
allem im heilpädagogischen Be-
reich. So habe er sich innerhalb
der Klasse oft um verhaltens
auffällige Kinder gekümmert, die
den Unterricht gestört oder sich
geweigert hätten mitzumachen.
«Es war eine herausfordernde
und manchmal auch belastende
Zeit», sagt er.

Mattmüller leitete schon frü-
her Gruppen, etwa in Lagern
oder als Trainer im Sport. Des-
halb hat er sich im Klassenzim-
mer selten überfordert gefühlt.
Erweiss aber von anderen Zivis,
für die es nicht so einfach ge
wesen sei. «Sie fühlten sich der
Aufgabe nicht gewachsen.»

Fehlende Ausbildung
Die Frage, wie Klassenhilfen in
den Schulzimmern eingesetzt
werden, sorgt für Diskussionen.
Das Problem ist dem Lehrerin-
nen-undLehrerverbandSchweiz
bekannt.«Wirkennen zwarkeine
konkretenFälle,habenaberschon
vernommen, dass Schulassis
tenzenHeilpädagogik-Lektionen
übernehmen oder gar als Lehr-
personen einspringen müssen»,
sagt Präsidentin Dagmar Rösler.

Der Lehrerverband kritisiert
diese Kompetenzüberschreitung
vehement. Genauso wie die

Massnahmen, die die Kantone
derzeit gegen den Lehrpersonen-
mangel treffen. Im Kanton Zü-
rich, wo wenigeWochen vor Be-
ginn des neuen Schuljahres noch
rund 500 Stellen zu besetzen
sind, können Gemeinden be
fristet auch Personen ohne an-
erkanntes Diplom anstellen.

Bea Zumwaldweiss ebenfalls
von Schulen, an denen Klassen-
assistenzen teilweise Aufgaben
übernehmen, für die sie nicht
qualifiziert sind. So unterrichte-
ten sie beispielsweise im Team-
teaching, einer kooperativen
Lehrmethode, bei der zwei oder
auchmehrPersonen gemeinsam
eine Lerngruppe unterrichten.

Zumwald hat sich in ihrer
Forschung mit dem Thema der
Klassenassistenz befasst undhält
dieKompetenzüberschreitung für
problematisch. Untersuchungen
hätten gezeigt, dass Klassenas
sistenzen viel Verantwortung bei
der Lernbegleitung einzelner
Kinder übernähmen. Sie seien
also insgesamt öfter als Lehr
personen für die Eins-zu-eins-
Betreuung lernschwacher Schü-
lerzuständig oderbegleiteten eng
verhaltensauffällige Kinder.

«Das kann negative Folgen
auf den Lernerfolg und das Ver-
halten der Kinder haben», sagt
die Professorin. «Klassenassis-
tenzen achten primär darauf,
dass die Kinder, wenn sie Auf
gaben bearbeiten, auf die kor-
rekte Lösung kommen. Lehrper-
sonen überlegen sich hingegen
stärker,wie sie den Lernprozess
und das Verstehen der Schüle-
rinnen und Schüler unterstüt-
zen können.» Das liege nicht
etwa am fehlenden Willen der

Klassenassistenzen, sondern da-
ran, dass sie im Gegensatz zu
den Lehrkräften nicht über die
nötige Ausbildung verfügten.

Zumwald ist überzeugt, dass
Klassenassistenzen durchaus
eine Chance und eine Bereiche-
rung für eine Klasse darstellen
können, wenn sie gezielt einge-
setzt und von den Lehrpersonen
angeleitetwerden. «Mit Klassen-
assistenzen das Problem des
Lehrermangels lösen zu wollen,
ist klar der falscheWeg.»

Keine «Verwässerung»
Rahel Sauteur ist Schulleiterin im
Schulhaus Eselriet in Illnau-Eff-
retikon, wo Diana Hoche arbei-
tet. Sie teilt diese Haltung: «Die
unterschiedlichenRollenmüssen
klar sein.» Darauf legt sie in
Vorstellungsgesprächen und den
regelmässigen Schulungen ent-
sprechendgrossenWert.«Gerade
sehrgut qualifizierteBewerberin-
nen und Bewerber müssen sich
bewusst sein, dass sie unterstüt-
zend tätig sind.» Die Lehrper
sonen wiederum müssten sich
Gedanken machen, wie sie die
Assistenzen sinnvoll einsetzten.

Diana Hoche wird auf das
neue Schuljahr zusammen mit
einer erfahrenen Lehrperson eine
Klasse übernehmen und im Ja-
nuar 2023 die Ausbildung zur
Quereinsteigerin beginnen. Sie
sagt: «In einen normalen Büro-
jobmöchte ich nicht zurückkeh-
ren.» Ihre Chefin Rahel Sauteur
freut sich, dass sie künftig unter-
richtenwird. In diesemFall sei es
eine Chance, Personen ohne pä-
dagogisches Diplom zuzulassen,
sagt Sauteur.Aber: «Unser Beruf
darf nicht verwässert werden.»

Schulhilfen sollen Lehrermangel
mindern – das sorgt für Ärger
Schulen suchen Personal Schweizweit übernehmen Assistentinnen und Zivis vermehrt pädagogische Aufgaben.
In Zürich können nun auch nicht Diplomierte vor die Klasse treten. Der Lehrerverband findet das falsch.

Die Frage, wie
Klassenhilfen in
den Schulzimmern
eingesetzt werden,
sorgt immerwieder
für Diskussionen.
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Mirco Keilberth, Tunis

Omar ben Amor schaut genervt
auf sein Mobiltelefon. Ein piep­
sendes Stakkato vermeldet ein­
gehende Nachrichten. Es ist
Freitagnachmittag, wie so oft in
diesem Sommer ist dies der Zeit­
punkt, an dem sich entscheidet,
woderTunesierdasWochenende
verbringen wird: Am Flughafen
seiner Heimatstadt Sfax oder
auf Kerkennah, einer Insel vor
der flachen Küste Mitteltune­
siens. Die eingehenden Nach­
richten auf seinem Smartphone
kommen von zwei alten Schul­
freunden, sie bitten den Akti­
visten um Tipps bei ihrer Reise
nach Europa.

«Ich habe derzeit zwei Kate­
gorien von Freunden. Die einen
verlassen Tunesien von Kerken­
nah aus per Boot. Die anderen
können sich ein Flugticket leis­
ten, fliegen als Touristen nach
Frankreich und bleiben einfach
dort», sagt der 32-Jährige. Das
Resultat sei in beiden Fällen das­
selbe, sagt er, «allemeine Freun­
de gehen, alle jungen Leutewol­
len einfach nurweg». Omar ben
Amor zählt sich zur dritten Ka­
tegorie, «ich kämpfe weiterhin
für einen demokratischenWan­
del, aber diesen Luxus können
sich viele nicht mehr leisten.»

Kritik ist gefährlich
Im Mai kamen 57 Prozent mehr
Tunesier als imVorjahr auf Lam­
pedusa und Sizilien an, vermel­
den die tunesischen Zeitungen
und berufen sich dabei auf das
italienische Innenministerium.
Die tunesischen Behörden
schweigen sich aus über die
Vielzahl abfahrender Boote oder
über dieMigranten, die auf offe­
nem Meer aufgegriffen werden.
Aktivisten kritisieren die tu­
nesische Küstenwache immer
wieder, in einzelnen Fällen mit
Schmugglern zu kooperieren,
doch offene Kritik ist gefährlich.
Seit der tunesische Präsident
Kais Saied imvergangenen Som­
mer Parlament und Regierung
abgesetzt hat und alleine regiert,
enden selbst Facebook-Postsmit
Kritik an Militär und Armee
schnell vor Gericht.

Laut Filmemacher und Men­
schenrechtsaktivist Omar ben
Amor könnte die kommende
Ausreisewelle sogarnoch drama­
tischer werden als nach der
Revolution 2011 und 2015, als

Tunesien nach einer Anschlags­
welle in eine Wirtschaftskrise
schlitterte. Damalsmachten sich
meist jungeMänner auf denWeg,
um in Frankreich oder Italien als
Tagelöhner zu arbeiten.Nun sind
es Akademiker, Familien, Men­
schen aus dem Mittelstand, die

ihre Hoffnung auf ein neues
Tunesien aufgegeben haben.

Bei ruhiger See benötigt man
von Sfax bis Lampedusaweniger
als einenTag.Auf denVideos, die
Tunesierinnen und Tunesier in
den sozialen Medien veröffent­
lichen, sind meist strahlende

Gesichter zu sehen; Menschen,
die eine Bootstour in eine bessere
Zukunft unternehmen.Auch die
22-jährige Zeineb Khadraoui und
ihre ein Jahr ältere FreundinTak­
wa Saidi glaubten, dass die Reise
nachNorden ein abenteuerlicher,
aber berechenbarer Ausflug sei.

Auf ihren Instagram-Seiten be­
schreiben sie sämtliche Details
der Reise.

Doch nachts und bei hohem
Wellengangversagte derAussen­
bordmotor ihres Bootes, be­
richtet der Journalist Nouredinne
Gantri aus Zarzis. Das Boot, in
dem Takwa Saidi und Zeineb
Khadraoui sassen, lief wenige
Kilometervor derKüste vollWas­
serund sank. Zusammenmit drei
anderen Jugendlichen wurden
die Leichen der jungen Frauen
später von der Küstenwache aus
dem Mittelmeer geborgen. Ein
Bekannter Takwas berichtet
unter Tränen von ihrem Traum,
in Frankreich als Lehrerin zu
arbeiten. Erst wenige Tage vor
der Abfahrt hatte sie ihr Univer­
sitätsdiplom abgeholt.

Der Süden Tunesiens erlebt
eine Art Exodus, die Chancenlo­
sen sitzen mit der Elite oft in ei­
nemBoot, sagt Journalist Gantri.
«Ein neues Phänomen, das nur
mit dempolitischen Stillstand im
Land zu erklären ist.»

Doch auchmehrere Zehntau­
send Menschen aus dem süd­
lichen Afrika warten in den
Küstenstädten auf einen der etwa
400 Euro teuren Plätze in den
Booten. Omar ben Amor küm­
mert sich mit einer Bürgeriniti­
ative um die Migranten, die
wegen ihrerHautfarbe oft Opfer
von Rassismus sind. Auch unter
ihnen gebe es zwei Kategorien,
sagt ben Amor. «Die einen kom­
men mit Studentenvisum nach
Tunesien, die anderen sind aus
Libyen vor denMilizen geflohen
undversuchen nun ausTunesien
nach Europa zu kommen.»

Bis zu 10’000 Menschen aus
dem südlichen Afrika leben

illegal in Sfax. Sie konkurrieren
mit jungen Tunesiern um die
Billiglohnjobs,mehrmals kam es
in den letzten Jahren zu gewalt­
samen Auseinandersetzungen
zwischen Einheimischen und
Ausländern. Seitdem der Kampf
um die Macht in der libyschen
Hauptstadt wieder eskaliert,
kommen täglich mehrere Dut­
zend Flüchtlinge undMigranten
aus Subsahara-Afrika in den
Süden Tunesiens.

Preise steigen und steigen
Die Wirtschaftskrise hat das
Land mit elf Millionen Einwoh­
nernmit vollerWucht getroffen.
Ende Juni stand das öffentliche
Leben inTunesienwieder einmal
still. Dem Streikaufruf von Ge­
werkschaften und politischen
Parteien hatten sich 700’000An­
gestellte des öffentlichen Diens­
tes angeschlossen und damit den
Flughafen Karthago, Behörden,
Taxis und Busse stillgelegt. Die
mächtige Gewerkschaft UGTT
will die von dem Internationalen
Währungsfonds IWF geforderte
Wirtschaftsreform und damit
das Einfrieren der Gehälter von
600’000 Beamten verhindern.

Der Ton ist so rau wie nie zu­
vor.OppositionsführerwieHam­
ma Hammami bezeichnen Prä­
sident Saied als Hitler, derTune­
sien in ausländische Hände
gebenwolle. Seit die Lebensmit­
telpreise inwenigenMonaten um
ein Vielfaches gestiegen sind,
kämpft auch der Mittelstand
wirtschaftlich ums Überleben.
«Seit dem Beginn des Ukraine-
Krieges ist nichts wie zuvor. Ich
bin davon überzeugt, dass 2022
fürTunesien und die Region ein
Schicksalsjahr sein wird», sagt
Omar ben Amor. «Sollte es wie
imvergangenen Jahr zuUnruhen
kommen, droht uns das totale
Chaos, denn es gibt jetzt keine
Kulturdes Kompromissesmehr.»

An diesem Freitagnachmittag
macht er sich auf den Weg zur
Fähre nach Kerkennah, um einen
tunesischen Bekannten mit
dunkler Hautfarbe zu begleiten.
Warum dieser nach Kerkennah
wolle, habe er gar nicht erst
gefragt. «Alleine lässt ihn die Po­
lizei nicht auf die Fähre, wegen
seiner Hautfarbe, die bedeutet,
dass ervermeintlich aus demSü­
den stammt. Ausgrenzung der
eigenen Jugend ist der Haupt­
grund, warum so viele von hier
wegwollen.»

Die Leute wollen einfach nur weg
Eine neue Flüchtlingskrise? In Nordafrika machen sich wieder mehr Menschen auf denWeg nach Europa.
In Tunesien ist es gar ein Exodus der Elite: Akademiker und Familien verlassen das Land. Viele unterschätzen die Gefahr.

Tausende Migranten sind in den vergangenen Jahren auf dem Mittelmeer verunglückt. Foto: Pau de la Calle (AP)

In Libyen wächst nach Aus­
schreitungen in mehreren Städ­
ten die Sorge vor neuer Gewalt.
In der Hauptstadt Tripolis wur­
den viele Strassen versperrt, um
die Ankunft von bewaffneten
Gruppen aus dem Umland zu
verhindern. Im Zentrum der
Stadt hatten am Wochenende
meist junge Libyer gegen die lan­
gen Schlangen vor den Tank­
stellen, denWertverlust des liby­
schenDinars und die seit Beginn
des Ukraine-Krieges stark ge­
stiegenen Lebensmittelpreise
demonstriert. Überall in der
Stadt waren mit roten Strichen

durchkreuzte Fotos der beiden
rivalisierenden Regierungschefs
Fathi Baschagha und Abdul Ha­
mid Dbaiba zu sehen.Neben der
Korruptionwird vor allem deren
Machtkampf für die Lähmung
des Regierungsapparates verant­
wortlich gemacht.

In der Stadt Tobruk im Osten
des Landes hatten wütende De­
monstranten am Freitagabend
das Parlament angegriffen, Stei­
ne geworfen und Feuer gelegt.
«Wir wollen Licht» und «Wir
wollen Wahlen» skandierte die
Menge und forderte die Ab­
setzung der Parlamentarier, die

2014 nach dem Sturz von Lang­
zeitmachthaber Muammar al-
Gaddafi demokratisch gewählt
worden waren. In sozialen Me­
dien war das Video eines Bull­
dozers zu sehen, der ein Tor des
Parlaments rammt. Auch in
anderen Städten kam es nach
Berichten von Augenzeugen zu
Protesten, darunter die Küsten­
städteMisrata, Sirte und Bengasi
sowie Sabha im Süden.

Auslöser derWut ist auch eine
Hitzewelle mit für Juni unge­
wöhnlichen Temperaturen von
47Grad,diezueinemZusammen­
bruch der Stromversorgung im

ganzen Land geführt hat. «Bei
bis zu 20 Stunden langen Strom­
ausfällen verderben viele Le­
bensmittel in wenigen Stunden,
die dadurch höhere Nachfrage
führt zu Preisen, die sich selbst
gut verdienende Beamte nicht
leisten können», sagte ein Leh­
rer aus Tripolis.

Zwei Regierungschefs
Brennende Barrikaden in meh­
reren Bezirken von Tripolis ha­
ben zudem erste Hamsterkäufe
ausgelöst, dennviele Hauptstäd­
ter fürchten die Rückkehr der
Gewalt. 2019 hatte die ostlibysche

Armeevon Feldmarschall Chalifa
Haftar mit Hilfe der russischen
Söldnerfirma Wagner versucht,
Tripolis einzunehmen.Dochmit
militärischer Hilfe der Türkei
konnte die Regierung inTripolis
den Angriff nach 18 Monaten
zurückschlagen.

Ein Alliierter Haftars ist der
Geschäftsmann Bashagha, der
am 10. Februar durch das liby­
sche Parlament zumRegierungs­
chef bestimmtwordenwar. Sein
Konkurrent Dbaiba war ein Jahr
zuvor von einerWahlkommissi­
on als Übergangspremier einge­
setztworden,mit dem Segen der

Vereinten Nationen. Doch als
die ursprünglich fürvergangenen
Dezember geplantenWahlen aus
Sicherheitsgründen abgesagt
wurden, blieb Dbaiba im Amt.

ZweiVersuche des Geschäfts­
manns Baschagha, die Amtsge­
schäfte von seinen Konkurren­
ten in Tripolis zu übernehmen,
wurden von Milizen verhindert.
Seitdem kündigen beide Seiten
ein baldiges Aus des gegneri­
schen Lagers an und versuchen,
das Milizenkartell in der Haupt­
stadt auf ihre Seite zu ziehen.

Mirco Keilberth, Tunis

Das Parlament brennt, Barrikadenwerden errichtet
Sorge vor Krieg In Libyen hat der Machtkampf rivalisierender Politiker schwere Unruhen ausgelöst.
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